
 

 

 

 

Am unerfüllten Kinderwunsch von Paaren 

verdienen weltweit Hunderte von involvierten 

Agenturen und Personen. Viele von ihnen 

arbeiten in einem rechtlichen Graubereich, in 

dem die Grenze zum Kinderhandel fliessend ist. 

Für jedes unter dubiosen Umständen ins 

Ausland vermittelte Kind verdienen Anwälte 

und Notare bis zu 35 000 Franken. Jährlich 

werden weltweit Zehntausende von Kindern ins 

Ausland adoptiert, rund 240 kommen in die 

Schweiz. 

 

Das Wohl des Kindes sollte bei jeder Adoption 

Priorität haben. Eine Adoption dient dazu, 

einem Kind mit seiner spezifischen Vor-

geschichte geeignete Eltern zu finden, und nicht 

dazu, kinderlosen Eltern ein Kind zu ver-

schaffen. Grundsätzlich sollte Kindern die 

Möglichkeit gegeben werden, in ihrem Heimat-

land aufzuwachsen. Internationale Adoptionen 

sind jedoch sinnvoll, wenn für die betroffenen 

Kinder keine dem Kindeswohl angemessene 

Lösung im Herkunftsland gefunden werden 

kann. Sollte daher eine Adoption des Kindes ins 

Ausland erfolgen, muss sichergestellt werden, 

dass dies nicht kommerziell ausgenutzt oder das 

Kind gehandelt wird. 

 

Aufgrund des sozioökonomischen Wandels  

Lateinamerikas, Afrikas und einiger asiatischer 

Länder sowie politischer Umbrüche in Ost-

europa stieg vor einigen Jahren die Zahl der zur 

Adoption freigegebenen Kinder aus Schwellen- 

und Entwicklungsländern. Mittlerweile geht 

diese zurück, die gestiegene Nachfrage aus den 

Industrieländern bleibt jedoch bestehen. Diese 
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sowie die wirtschaftliche Diskrepanz machen 

internationale Adoptionen zu einem lukrativen 

Geschäft. 

In solchen kommerziellen Adoptionen ist oft 

ein weiter Personenkreis involviert, der sich 

verschiedener Methoden bedient. Diese reichen 

von Fehlinformationen der leiblichen Eltern 

bezüglich der Endgültigkeit der Adoption über 

falsche Elterndeklarationen und Geldzahlungen 

an Betroffene bis hin zu Kindesentführungen. 

Kinder, die nicht in das Geburtenregister ein-

getragen wurden, sind dabei besonders gefähr-

det. Da sie juristisch inexistent sind, ist es im 

Falle einer undurchsichtigen Adoption ins 

Ausland äusserst schwierig, Unregelmässig-

keiten aufzudecken. Weltweit wird nur jedes 

zweite Kind registriert. 

Die Kontrolle ist auch deswegen schwierig, 

weil sich einige Paare aufgrund ihres starken 

Kinderwunsches ahnungslos oder auch bereit-

willig in obskure Adoptionsgeschäfte ver-

wickeln lassen. Weit verbreitet ist dabei die 

Vorstellung, Kindern aus Entwicklungs- und 

Schwellenländern mit der Adoption in ein 

Industrieland grundsätzlich immer zu helfen. 

Der Blick auf das individuelle Kindeswohl 

gerät so schnell in den Hintergrund. 

 

Strafbar ist eine internationale Adoption in der 

Schweiz dann, wenn sie das sogenannte Haager 

Übereinkommen missachtet. Das Adoptions-

übereinkommen verpflichtet die Vertrags-

staaten zu internationalen Standards, die für 

Klarheit im Adoptionsverfahren sorgen und 

damit Kinderhandel verhindern sollen. Als 

strafbar gelten unter anderem das Verschaffen 

unzulässiger Vermögensvorteile sowie der 

Kinderhandel. 

In der Schweiz wurden bis vor kurzem jährlich 

etwa 500 bis 600 Kinder aus dem Ausland, 

überwiegend aus Afrika und Asien, adoptiert. 

Seit kurzem sind diese Zahlen jedoch rück-

läufig: 2006 waren es 455, 2014 noch 243. 

Viele der Adoptionen kommen ohne Mithilfe 

einer dem Bund unterstellten, anerkannten 

Vermittlungsstelle zustande. Dies erschwert die 

ohnehin schwierige Kontrolle der internatio-

nalen Adoptionen. 

Kritisch sind solche Adoptionen insbesondere, 

wenn sie sich in einem gesetzlichen Grau-

bereich befinden. So galt das Haager Adop-

tionsübereinkommen in Guatemala bis 2007 als 

verfassungswidrig; die Schweiz konnte ledig-

lich von Adoptionen guatemaltekischer Kinder 

abraten. Fehlende Gesetzesgrundlagen oder 

Vorschriften und ungenügende Kontrollen 

erleichterten den Adoptionshandel in Guate-

mala und etablierten diesen als lukrativen 

Markt. Immer wieder gerieten Adoptionen aus 

Guatemala in die Schlagzeilen: Banden, die auf 

Kinderhandel zu Adoptionszwecken speziali-

siert sind; indigene Frauen, die vergewaltigt 

werden, um ihr Baby nachher zu verkaufen; 

Personen, die Kinder abkaufen oder Babys ent-

führen, um sie anschliessend an zahlungs-

kräftige Ausländer zu vermitteln. Aufgrund des 

internationalen Drucks ratifizierte Guatemala 

das Übereinkommen im Sommer 2007.  

Aufsehen erlangte 1999 ein Anwalt aus den 

USA, der an einer öffentlichen Veranstaltung in 

Zürich Kinder zur Adoption anbot. Für 25 000 

Dollar konnten bei ihm noch ungeborene 

Kinder «bestellt» werden. Ein gesetzliches 

Verbot gibt es nicht, doch einzelne Kantone 

erteilen für solche Adoptionen keine Bewilli-

gungen mehr. 

 

Um zur Aufklärung der Situation beizutragen, 

beleuchtet UNICEF Schweiz in ihrem Bericht 

«Kinderhandel und die Schweiz» auch Kinder-

handel im Zusammenhang mit internationaler 

Adoption. Der Bericht, der in Zusammenarbeit 

mit mehreren Organisationen entstand, kommt 

zu der Handlungsempfehlung, Adoptionen nur 

noch über die zentralen kantonalen Behörden 

oder staatlich kontrollierten Vermittlungsstel-

len zuzulassen. 
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